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Unterlage zur Sitzung im 

öffentlichen Teil 
 
 

Gremium  am TOP 
Ausschuss Soziales und Senioren 23.04.2009  
 
Anlass: 
 Mitteilung der Verwal-

tung 
    

      
 Beantwortung von An-

fragen 
aus früheren Sitzungen  

 Beantwortung einer An-
frage  
nach § 4 der Geschäfts-
ordnung 

Stellungnahme zu ei-
nem 
Antrag nach § 3 der 
Geschäftsordnung 

 
 
 
Mitteilung der Verwaltung zu Nr. 4.7 des Ausschusses Soziales und Senioren vom 
05.03.2009 
 
 
 
Abgestimmtes Belegungsmanagement für den öffentlich geförderten Wohnungsbau  
(0255/2009) 
 
 
Herr Helling bittet um eine Gegenüberstellung der alten bis 2006 geltenden Regelung und 
der neuen Vereinbarung. Die Verwaltung sagt eine Zusammenstellung der Regelungen für 
die nächste Sitzung zu. 
 
Hier die entscheidenden Unterschiede der beiden Vereinbarungen: 
 
 

Vereinbarung aus 1998 Vereinbarung aus 2009 
Vereinbarungspartner waren die Arbeits-
gemeinschaft Kölner Wohnungsunterneh-
men und Stadt Köln, Amt für Wohnungs-
wesen 

Wie vor, jedoch zusätzlich der Kölner 
Haus- und Grundbesitzerverein 

Erfolgte im Lichte der Überlassungsver-
ordnung zum Wohnungsbindungsgesetz 
(Gebiete mit erhöhtem Wohnbedarf). Ende 
der Überlassungsverordnung war der 
31.12.2005 

Berücksichtigt die rechtlichen Möglichkei-
ten einer Kooperation des „neuen“ Wohn-
raumförderungsgesetzes  
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Berücksichtigung der öffentlich geförder-
ten Wohnungen gemäß WoBindG, keine 
Berücksichtigung der sog. WoFG-
Wohnungen, Förderweg A 

Berücksichtigung der öffentlich geförder-
ten Wohnungen gemäß WoBindG  
s o w i e der WoFG-Wohnungen, Förder-
weg A (ab 2002 geförderte Wohnungen) 

Mit dem Ziel der Erhaltung gesunder Mie-
terstrukturen 

Mit dem Ziel der Verbesserung der Wohn-
verhältnisse und zur Erhaltung sozial sta-
biler Bewohnerstrukturen 

Akzeptanz der Vermietervorschläge sei-
tens der Stadt bei Wohnungssuchenden 
mit Dringlichkeitsrang 1-6 der Wohnungs-
suche im Regelfall  

Akzeptanz der Vermietervorschläge sei-
tens der Stadt grundsätzlich und ungeach-
tet des Dringlichkeitsranges der Woh-
nungssuche  

Eigene Vorschläge zur Vermietung seitens 
der Stadt als Teil des Verfahrens durchaus 
gewollt, falls Vermietervorschlag „lediglich“ 
Ränge 7-13 betraf 

Vorschläge der Stadt nun i.d.R. nur noch 
auf Wusch der Vermieterinnen und Ver-
mieter  

Geltungsdauer der Vereinbarung an die 
Dauer der Überlassungsverordnung ge-
koppelt, Überprüfung beiderseits jährlich 

Vereinbarung mit einer Laufzeit von 6 Jah-
ren, gemeinsame Evaluierung 2-jährlich 

 
Im Ergebnis wurde ein bereits in der Praxis begonnenes Verfahren zur Belegung geförder-
ter Wohnungen mit der neuen Vereinbarung auf eine rechtlich aktuelle Grundlage gestellt 
und den Vermieterinnen und Vermietern nun auch formal hohe Flexibilität zur Belegungs-
steuerung eingeräumt. Erfreulich ist der Zugewinn des Kölner Haus- und Grundbesitzer-
vereins als zweiten Dachverband für die Kooperationsvereinbarung. 
 
 
 
  
 


